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Resümiert man die bisherigen Tendenzen in der Gesamtemwicklung der deutsch­
deutschen Beziehungen, so ist ein deutlicher Vorlauf politischer Absichtserklärun­
gen (z. 1. auch politischer Strukturen) in RichLUng auf Zusammenarbeit und Verein­
heitlichung festzustellen . Inwiefern das substantiell untersetzt und i.n absehbarer 
Zeit unterset7..bar ist, soll hier dahingestellt werden; sichtbar ist jedenfalls, daß die 
Rechrsvereinheirlichung demgegeniiber noch kaum thematisierr, noch weniger reali­
siert ist. Dies kann einerseits mit einer Vielzahl noch ungeklärter Fragen der inneren 

Enrwicklung der Gesetzgebung und der Rechtspflege in der DDR zusammenhän­
gen, deren Strukturen im Umwälzungsprozeß noch bum konturiert sind. Die 

Krise, in die die Gesellschaft der DDR geraten iSI, stellt sich mehr und mehr als 
Identitätskrise auch ihrer Rechtsordnung heraus, bei der nicht seleen auch das in 

Frage gestelh wird. was bei gründlicher Analyse erhahenswert und in den Prozeß 
der Vereinigung einbringbar ist. 
Zum anderen wird immer deutlicher, daß Rechtsvereinheidichung nicht als Prozeß 
des Überstülpens einer Rechtsordnung (naheliegend und dem Selbstversländnis 

mancher ihrer Vertretcr entsprechend. die der BRD) über die andere (die der DDR) 
erfolgen kann. Dabei geht es nicht nur um {ormelle und strukturelle Inkongruenu'n. 
deren Mißachtung erhebliche Rechtsunsicherheiten mit negativen Auswirkungen 

für viele gesellschaftliche Bereiche nach sich ziehen würde. 40 Jahre selbständiger 
Redusentwicklung rcpräsentinen - trOtz vidfäJciger obrigkeitsstaarlichcr Verfor­
mungen - eben auch Realisierungsformen sozialer Bedürfnisse, die nunmehr im 
Selbslversdndnis und den Lebensfomlen der Menschen wurzeln. Man denke dabei 

nur an die Familienbeziehungen. die seit 25 Jahren durch ein eigenständiges Fami­
lienrccht der DDR geregelt werden, das sich (insbesondere bei der vermögens recht­

lichen Regelung und beim Scheidungsfolgenrecht) wesentlich von den in der BRD 
geltenden Prinzipien unterscheidet [. Ebenso an die bisher selbstverständliche recht­
liche Absicherung grundlcgelJdcr sozialer Bedürfnisse (Kündigungsschutz von Ar­
beits- und Wohnverhällnissen), an einfache. übersichtliche. vom Bürger leich I 
wahrnehmbare Strukturen des Rechts und des gerichtlichen Rechrssehul:z:es usw. 

Ein behutsamer Umgang mit diesen Tatsachen ist angeratcn. Insoweit diese Rechts­
strukturen Bestandteil des sozialen Bewußrseins geworden sind, würde ihre Nega­
tion Identit:itsprobleme der DDR-Bevölkerung verschärfen und das Geiühl der 
Vereinnahmung besLärken. 
Die Kompliziertheit des Rechtsangleichungspro:t.esses wird ferner deutlich, wenn 
man die objektiv gegebenen Einflußfaktoren auf die Rechtscnewicklullg berücksich-

1 Das soll ke,nesf.lIs btdeu(~n. daß d., '96\ [n Kr.ft gese'z,e hmiliengestlzbuch da ODR hmS< chlli,h 
semer soz[al.n P",m1.<S<:n und d",~us folgendem Rq;dung,bl'd~rI ncch, ubcrholungsbedii rfu g wär~ . oi", 
t,ifft m. E. ,um[ndes< ~U{ solche ",[eh"gen rr~gen "'ce die Regelung der Lebonsgemcl!\sc h~hen • .J.s 
Umg' ''ßsrcch, nach J,., S,hc[dung und d~s Untcrhlhsrccht zu, 
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tjgt. Zunächst wird die notwendige Vereinheitlichung derjenigen Re<.:htsmaterien zu 
bewerkstelligen sein. die unmilCelb~r Einfluß auf die Gestaltung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse haben. Zudem sind bereits realisicne Vereinheidichungsbestrebungen 
im EG-Raum bzw. internationale Abkommen (UN-Kaufrecht) einzubez.iehen. Der 
zu erwartende föderalistische SU:ltsaufbau in der DDR wird das Problem der aus­
schließlichen und konkurrierenden Gesetzgebung erneut aufwerfen und eine Reihe 
länderspe2ifische Rechtsakte (Verwaltungsrecht, Medienrecht, Datenschutz. Natur­
schutz, Bauordnungen usw.) bewirken. Nicht zuletzt sind in dem o. g. Sinne gewach­

sene Rechtsmaterien, die insbesondere den Bereich der Bürgerbez.iehungen betreHen, 
zu bewahren (Verbraucherrcchr. Familienrecht, bodenrechtliche Besitzstände, Mie­
terschuubestimmungen) und u. U. unter Beachtung zeitgemäßer Bedürfnisse weiter­
zuentwickeln . Dies wird es u. U. erforderlich machen, spezielle Rechtsanwendungs­

regelungen (illterlokales Privatrecht) zur Abgleichung auftretender Kollisionen zu 
entwickeln. Ga.nz abgesehen von dem durch föderalistische Stfukruren ohnehin gege­
benen komplizierteren Recht.~aufbau dürfte daher der künftige »Rechtsraum. DDR 
zusärzlich schwer durchschaubare RegelungsgeOechte aufweisen. 

Im folgenden soll versuchr werden. ejnige Schwerpunkte des Zivilrechts und die sich 
aus dem Annäherungsprozeß ergebenden Problemstellungen zu skizzieren, um 
damit Anregungen für die weitere Diskussion zu geben. 

!. Verhältnis von Wirtschafts- und Zivilrecht 

Die Entwicklung des Zivilrechts führte in der DDR nach mehr als Jojähriger 

Vorarbeit zum Erlaß des Zivilgesetzbuches der DDR vom f9·Juni 1975 (GßI. [ 
Nr.27 S.465). Es kann hier nicht die rechtspolitische Vorgeschichre der ZGB­

Konzeption dargestellt werden, jedoch ist zunächst dar:\uf hinzuweisen. daß die 
langandauernden Diskussionen 1I. a. durch den bis Anfang der 60er Jahre in der 
DDR vertretenen Einheitsgedanken und die sich daran knüpfende Notwendigkeit 
beeinflußt wurden. Elemente der Rechtseinheit zu wahren.' Parallel darnit wurden 
Bemühungen unternommen, überkommene Strukturen des Zivilrechts in Frage zu 
stellen. die u. a. in der Abstraktion. dem Geseczespositivismus , dem Primat der 
Vermägensverhältnisse vor der Individualität des Bürgers gesehen wurden . Als 
konzeptionellen Ans3t7.punkt eines am Bürger als Hauptadressaten des Zivilrechts 

orientierten Gesetzes schlug M. Posch bereits 1957 vor, der künftigen Regelung das 
Adressatenprinzip zugrunde zu legen. wodurch der "Bürger als Adressat der 
Normen die ihn betreffenden Verhaltensregeln in der Einteilung und der Zusam­
menfassung vorfindet, wie er als Burger in die verschiedenen Bereiche des gesell­
schaftlichen Lebens einbezogen ist_.3 

Ansatzweise bildeten die schon damals entwickelten konzeptlonellen Vorstellungen 
den Ausgangspunkt für den späteren eigenständigen Weg der Zivilgese12gebung der 
DDR. der sich - im Unterschied zu anderen sozialistischen Ländern (einschließlich 
der UdSSR) - in einer Trennung von Zivil- und \Xlirrschaftsrecht und der Konz.en­
tration des Zivilgesetzbuches auf Beziehung~n unter Bürgerbeteiligung manife­

stierte.' 

, Vgl. Zur VorgeschlChre des ZGB luch G . A. Lübchcn/M. Poseh: Di,· HCf'lusbildung des so2l:JiSll,chcn 
Zivilrechts, NJ J 979. S. 2)9 (f. 

1 M. Posch: Zum Widerspruch ZWISchen Form und Inlll.h des Rechr$, $Lla' und Recht '9S7. S.6.S ' 
~ Zwar (ühne der Erbß d" "GrundlagL'" der ZivilgcsClzgcbung der UdSSR und der Umomrepublik<n ­

vom J. MOl 196. (V(;1. S,..,< und R«:hr '96., S. H8 ((. und S. p8 (L). die von der Konu:p"on Clnn 

,clnhflllichen ZivilrcchLS< ausgmgen. noch elnm.1 LU DiskUSSIonen um d"n ZGß-Entwurl. Jedoch 
wurde IClztlieh di.se, W'"g {ur dic Gesetzgebung dcr DDR nlCh, vollzogen. 
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164 Für die gegenwärtige Rechtslage ist daher kennzeichnend. daß Verrragsbeziehungen 
innerhalb der Volkswinschafr (d. h. zwischen den Betrieben) durch das Gesetz vom 
25. März 1982 über das Venragssystem in der sozialistischen Winschafr - Vercrags­
gesclz - (GBI.I Nr. 14 S. 293) und seine Nachfolgeregelungen (Durchführungsver­
ordnungen zu verschiedenen Typen von Wirtschaftsverträgen) gestaltet werden. 

Dagegen wurde das Zi vilgesetzhuch schon vom konzeptionellen Ansatz her nicht 
mir dem Ziel enrwiekelt. Wircschaftsbeziehungen zu regeln. Es gilt subsidiär zwar 
für Lücken im Venragsgesetz, z. B. für die Regelung des EigemumsrechlS (Erwerb 
und Schutz), der Stellvertretung und der 3ußerverrraglichen Vera.nrworrlichkeitl, 
primär ist es jedoch ein Gesetzbuch für die persönlichen und Vermögensverhähnisse 
des Bürgers. Es trägt durch einen relativ überschaubaren Aufbau und sprachlich 
verständlich gehaltenen Stil den Interessen des Bürgers an selbständiger Orientie­
rung über seine Rechte und Pflichten in Rechtsbeziehungen des Alltags (Kauf, 

Miete. Dienstleistungen, Sparverkehr. Reise und Erholung usw.) Rechnung. Es ist 
damit deutlich an den Erfordernissen eines modemen Verbrau~herrechts orientiert, 
obwohl es - aus der Auseinandersetzung mit dem BGB entstanden - auf tradiereen 
Strukturen des deutschen Zivilrechrs aufbaut und deren Kenntnis z. T. ,lUch voraus­

setzt. ohne sie näher LU definieren (z. B. den Besitz. die Rechtsgeschäftslehre). 
Freilich ist aus der unterschiedlichen Zielstellung und den historischen Bedingungen 
der Herausbildung ein scrukrurcller und normativer Vergleich wenig sinnvoll. 

Jedoch beweist die nun fast 15jährige Geltungsdauer des ZGB, daß ein primär an 
den Interessen seiner Adressaten orientiertes Gesetzeswerk durchaus Vorteile für 

die damit angestrebte Verständlichkeit. Akzeptanz und eigenverantwortliche Ge­
staltung von Rechtsbeziehungen haben kann .6 

Für den Prozeß der Rechtsangleichung zwischen beiden deutschen Staaren ergeben 
sich daraus m . E . zwei wesentliche Schlußfolgerungen : 
I. Die Vereinheitlichung muß prim:ir den Bereich der volkswirtSchaftlich bedeutsa­
men Rechtsnormen umfassen. d. h. die Rechesbeziehungen zwischen den Wirt­
schaftseinheiren einheitlichen oder wenigstens vergleichbaren Regelungen unter­

werfen . Diese Regelungen müssen markrwirtsehaftlichen Erfordernissen entspre­
chen, womit m. E. folgende Schwerpunkre für die kurz- und mittelfristige Rechts­
enrwicklung in der DDR präjudiziert sind: 
a) die Veränderung der Eigentumsordnung. 
b) die Umstellung des Vertragsrechts auf das Primat der Ware-Geld-Beziehungen 

im Reprodukcionsprozeß. 
Schritte zur Veränderung der eigentums rechtlichen Strukturen wurden mit der 
begonnenen Umwandlung von volkseigenen Betrieben und Kombinaten in Kapital­
gesellscluften eingeleitet. ' G!eich(:1l1s geregelt wurde das Verfahren zur Gründung 
priv3ter Unternehmen und zur Förderung der Gewerbetätigkeit.s 

f>ir d,e Anwcndung der ZGB-R,-gclungen .uf Wirt,ch.rtsbC"llchungen haI das ZenITaI. S"adich. 
Verlr,gsgcnehl In emer "Grunds'tllichen F~S!Sldlung' N r . 211 98) vom 16. Mao ,,8) (Vcriügungen und 
Milleilungcn des S,,,diche,, V.nr'gsg.n~hu Nr. )/1 ,8) vom I. September 198 J) d<ui llierl. Hin,., ... c 
an die ibm untCr>lelltcn Vcnngsgerlchte gegeben. 

6 Die bIS ende 1989 In der DDR '")<\Suerende Z,hl \'on nur.:.:l . 600 Rcc!uSln"·:lh cn m'g - un V'"1"glclCh >.ur 
ßund""'publik - "L<ächlich ,uß.,ordendich gering erschemen und es lelzdieh auch stln. Fur die 
Bürgerbc1.,chungen vCnvCl" SIe ab.r ~uch .uf emc .. b"v ubcrslchthchc AusgeslahUllg der R""h .. und 
P/Jichtcn und deren sdbsrvcrantwort~chc Gestaltung durch die AdresSJ.en, so d3.ll •• ,n vtelen Fälle" du 
Mithilfe von Rechtsanw:iJlen nICht unbedingt b«brf. Fehlender Anwlhszwang und weitgehend ,usge­
",h<"l. ßcr>lungspOicht des Genchts und ko.«.nlose R",h"au,kun{te durch G."ch. uod Anw.hsch,h 
,ragen cbcnbll, zu dem \'erglelchswelSe germg .. <" Bed,rf bel . 

7 VgJ. die VO ~ur Umgcsl1ltung \'on yolks~ls.nen Kombln.«n, Bctncben und EinrIChtungen In K. p.ul­
gesdlsch~ftc" vom I. M.r~ '990, GßI. [ Nr. 14 5. 107. 

8 Vgl. Gesetz über Jie Gründung und T,ü,ske" pm·nler Unternehmen und uber Unltmth.nensbcteiligun­
gen vOm 7. M'rz /990. GßI. [ Nr. 17 s. '41; G<"Wcrbegt'~I1; der DDR vom 6. Motz '990, GBI. 1 Ne /7 
S. 1)8. 
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Diese bisher unternommenen gesetzgeberischen Schritte sind zunächst vorrangig 
struktureller Natur, d. h. sie schaffen solche betrieblichen Rechtsformen, die markt­

wirtschaftlichen Anforderungen entsprechen. Damit ist auch ein erster Schritt 
realisiert, um das bisher im Wesen anonyme Volkseigentum Rechtssubjekten zuord­
nen zu können.9 Die Verwaltung des bisherigen Volkseigentums übernimmt eine 
Treuhandgesellschaft, deren Aufgabe als Holding-Gesellschafr in der Inhaberschaft 
und Verwaltung der Anteile der umgewandelten volkseigenen Becriebe bestehe. '0 

Die entscheidende frage, wie in Zukunft die fnhabersehaft an den Vermögenswer­

ten des bisherigen Volkseigentums auszugestalten ist, bleibt damit jedoch noch 
offen. Im bisherigen gesetzgeberischen Ansatz ist die Möglichkeit gegeben, über die 
Emission von Wertpapieren (Pkc. 4 der VO über die Treuhandanstalt) b~w. den 
Erwerb von Anteilen an staatlichen Unternehmen (§ 5 Gesetz über die Gründung 

und Tätigkeit privater Untemehmen und Unternehmensbeteiligungen) eine Privati­
sierung zu realisieren. Weitere Ansatzpunkte könnten die Ausgabe von Namensak­
tien an die Beschäftigten und der Verkauf von Anteilscheinen an Bürger der DDR 
sein; insbesondere würde damit ein stärkeres Interesse am gewinnbringenden 

Einsatz des bisherigen Volkseigentums ausgelöst, ein Effekt, den die Treuhandge­
sellschaft allein nicht zu leisten vermag. Tm Zusammenhang mit der Grundung von 

Gemeinschaftsunternehmen " könnte so eine gemischte Eigenwmsslfukwr entste­
hen, die einerseits über notwendiges Innovationskapiral verfügt und andererseits 

eine umfassende Beteiligung der Bevölkerung an dem durch sie selbst erarbeiteten 
Vennögen realisiert - in diesem Sinne auch die Entfremdung zwischen Eigentum 

und Produzenten aufhebend. Vorschläge effektiver Integration der fur die Tätigkeit 
eines Unternehmens wichtigen Interessen (Gewinnoprimierung. belegschaftliche 
Mitbestimmung, kommunale und territoriale Einflußnahme) wurden bereits vor der 
»Wende« in der DDR unterbreitet", z. T. sind Ansätze für Mitbestimmungsrechte 

auch in den umgewandelten VEB vorgeschrieben.'l 

Die erforderliche Umstellung des Venragsrechts ist in verschiedenen Varianten 
denkbar. Das bisher geltende Venragsgesetz enthält zwar Normen zur Regelung 
auch moderner Vertragsverhältnisse. baut jedoch auf planwirtschaftlichen Prämis­
sen auf, die den Venrag letzdich nur als Ausführungsakl vorher durch Plan- und 

Bilanzentscheidungen festgelegter Produktions- und Veneilungsaktivitäten einord­
nen. Eine umfassende Bereinigung des Verc.ragsgesetzes von diesen Elementen 
könnte eine von mehreren Regelungsvarianten darstellen. Alternativ dazu wäre die 
Anwendung des Handelsgesetzbuches (d~s in der DDR noch immer in der Fassung 
vom [0. Mai 1897 gilt, praktisch aber nicht mehr relevant wurde) möglich. Das 
würde konsequenterweise erfordern, das BGB wenigstens in den Teilen wjeder in 

Kraft zu setLen, in denen das HGB auf seine Grundstrukturen zurückgreift, d. h, 

zumindest den Allgemeinen Teil, das Schuldrecht und das Sachenrecht (umgekehrt 

9 Nach btshtnger Au/hssung 'nr dlS VolkseIgentum eln un«Jlb~rr, Fonds, über d~n die Betncbe 
Itcliglich Vcrw,hungSr~ht~ bes,ßc n, die Im K~m lii erdi ngs ~, gcnfUmsähn lich ,usgCs< ,htl Wlren 
(Verfügungs-, NUlZ ungs- und B~SIl, ... "d lle - '"gI. § '9 ZGB). D",,,n anknüpfe nd wurdon unlersch ,edl i. 
che BezeIchnungen fü r di ese spezifi sche Recht.sk n'truktlon enlwlckelt, w,c z. ß. die ßcg,·'I{e . oper,"vc 
Ve..-w.,hung .. , ,.Fondsmh :lbtrscha.flu~ . Rechtsrrägerschaft«. J:USwC1SLn, Im Kern di.~nten diese KOl1 slruk­
uonl:l) Jedoch ehe r d;\zu, einen e1ndCuHgcn Eigenlumsulel z.U umgeh~n, um zenlr .aliSlutc Pb.nungs- und 
Bilanzentsch <Jdungen bIS unmllleibar ,uf die belelebliehe Ebene durchzuselun. 

10 Vgl . B~"hluß ~Ur Gründuns der Anstalt zur treuhande",ch.n V.rw.lrung des Volbelgenlums (Treu· 
h ;'\ n rb nS{.:l,h) \,IQm I, M:tr7 1990, GßI r Nr ! 1 S_ 107-

1 1 Vgl. VO üb~r die Gründung und T:illgkcll von Untornehm,n mit amllndiseher BC"teiligung In d« DDR 
"om )o.J,nu. r '990, GBU Nr.4 S. 16. 

!l M. Poseh; Rechtliche Aspe.l<le 7.ur m lermllonalen DiskUSSIOn um neue sozlali,,,,(h, Moddle von 
SL1.JtSbcln.b. n - TI,«.n -, Recht In 0" und WCSl 1989/), S. 1 J7 If. 

1 J Vgl. die Besllmmungcn uber dir Zus.1mmenselzung des Aufsldllsr.ue, 1m § 9 der VO zur Umwandlung 
von volkse'genen KombInlIen, Bem.ben und Einnch,ungen In Kap""lgesellsch:.I1cn (Fn. 7). 
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166 ware auch ein Rückgriff des HGB auf das ZGB denkbar, das die notwendigen 
Grundstrukturen ebenfalls enthält. in diesem Falle müßte Allerdings das HGB 
entsprechend überarbeitet werden). Damit wäre für den Bereich des Gesellschafts­
rechts der Personengesellschaften. des Rechts der Kaufleute und einiger Handelsge­

schäfte eine ausreichende Rechlsgrundlage gegeben. Noch in Kraft sind in der DDR 
ebenfalls das GmbH-Gesen. in seiner ursprünglichen Form vom 20. April 1892 und 
das Aktiengesen. i. d. F . vom jo.Januar 1937. obwohl bisher noch keine autorisierte 
Textausgabe dieser Gesetze existiere.'· Eine Übernahme der in der BRD gehenden 
Fassungen des HGB und des GmbH· Gesetzes sowie des Aktiengeserzes vom 
6. September J 965 w~re sicherlich die modernere Regelung und würde eine weite.r­
gehende Angleichung an die Entwicklung des Gesellsch~ftsrecl\(s im EG-Bereich 
bedeuten. Jedoch ist zu bedenken, daß die durch das Bil3J1zrichtliniengesetz einge­
fügten Regelungen des HGB (Drines Buch) sowie die konzernrechtlichen Bestim­
mungen des Aktiengesetzes nur in einem schrillweisen Prozeß Bedeutung erlangen 
und durch die Rechtsordnung integrierbar sind. Vorerst kommt es wohl eher auf die 
Einführung und Beherrschung der GrundSlfukturen des Gesellschafts- und Han­
delsrechts an . 
Nicht von vornherein auszuschließen ist der Gedanke. das Gesetz über internatio­

nale Wirtschaftsverträge - GIW - vom S. Februar 1976 (GBI. I '976 Nr. 5 S. 61) für 
den Binnenmarkt in Kraft zu setzen. Ein besonderer Vorteil dieser Regelung ist 

darin z.u sehen, daß es marktwirrschafdich orientiert ist und über umfassende. im 
modernen Wirtschafts- und Handelsverkehr erforderliche verrragsrechtliche Rege­
lungen verfügt, die an internationale Enrwicklungen angelehnt sind (Kauf. Werkle;­

stungen. Montage, wissenschaftlich-technische leistungen usw.). M. E. ist gerade 
dieses Geselz als ein wesentliches Ergebnis moderner Entwicklung des Vertrags­
rechts in den Rechrsvereinheidichungsprozcß mit Gewinn für die Gesamtentwick­

Jung einzubringen . Eine Verträglichkeit mjt dem HGB dürfte insofern gegeben sein, 
als im wesentlichen einige Rechtsinstitute der Handelsgeschäfte (die im HGB 

ohnehin nur sp.1rsam ausgestaltet sind) sich überdecken i in dieser Beziehung könnte 
dann das HGB subsidiär gelten. In weitaus überwiegenden Feldern ergibt sich 

dagegen eine sinnvolle Ergänzung beider Regelungen. 
2. Für den Bereich der persönlichen und verm6gensrechtlichen Beziehungen des 
Bürgers (einschließlich des Pamilienrechts) wäre m. E. die gegenwärtige Rechtslage 
prinzipiell beizubehalten. Es besteht hier nichl nur kein vordringlicher Handlungs­
bedarf zu umfassender und schneller Veränderung des normativen Systems, sondern 

die Notwendigkeit, bestehende Rechtsbeziehungen für die Bürger zu erhalten sowie 
sozialen Schutz und erworbene Rechte zu gewährleisten. Das schließt <c>ine - u. U. 
auch baldige - Übernahme einzelner Regelungen der BRD nicht aus, wenn das unter 
marktwirtschaftlichen Bedingungen :1- . B. im Interesse des Verbraucherschutzes als 
geboten erscheint. Inwieweit besrimmre Pramissen des ZGB, die als überhol, 

geltende Eigentumsstrukturen festschreiben (§§ 17 fL), in Übereinstimmung mit der 
verfassungsrechdichcn Entwicklung zu ändern bzw. aufzuheben sind. muß der 

zukünfLigen Entwicklung vorbehalten bleiben. 

'4 Die letzte. 'n der PDR veröffentl icht,· F, ·sung de, HGB und des GmbH-Gf"t ,.s {inden "eh m der 
Tcxl\lmmlunb ,.H.nddsrcchtli,h,· Gesetze und H~ftpf1ichtbesllmmungen ... hCr:lusgcgeben \'om I"SIlIUI 

{u, Zivilrcclll der M3run-luth",-Um".r,,,ä, H,lIe- \XIiltcnherg, L<lp~'g '966. 
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Il. Soziale Grundrechte im Zivilrecht 

Die Verankerung sozialer Grundrechte in einer künftigen Verfassung ist ein häufig 
umstritrenes Thema in der Grundrechtsdiskussion. Nicht selten wird gegen diese 
Absicht eingewandt. soziale Grundrechte (wie z. B. das Recht auf Arbeit . das Recht 
auf Wohnraum) seien nicht einklagbar und insoweit in einer Verfassung reine 

Leerfonneln . Lediglich eine auf Wachstum orientieree Wirtschaft schaffe neue 
Arbeirsplätze, das Interesse an Eigenrumsbildung durch Wohnungsbau garantiere 
ausreichend Wohnraum. 
Diese Argumente (freilich hier verkürzt wiedergegeben) erscheinen mir 31s nicht 
stichhaltig, sieht man einmal davon ab, daß sie offensichtlich einem Verfassungsver­

stindnis entspringen, das die Sicherung individueller Freiheitsrechte gegenüber dem 

Staat als Hauptproblem der Verfassungsgesetzgebung betraclltet, mithin von tradi­
tionell-liberalen Positionen bestimmt ist. Ohne diesen Ausgangspunkt in Frage 
stellen zu wollen (DalenschuLZ und Gentcchnologie fordern ihn auf neue An 
geradezu heraus), muß doch darauf hingewiesen werden, daß moderne Verfassun­
gen sowohl die Probleme der Ökologie wie der sozialen Sicherstellung niche mehr 

aussparen können. Die Staatszielbestimmung des Aufbaus einer sozial und ökolo­
gisch orientierten Marktwirrschaft muß - wi.rd dieses Ziel ernst genommen -
adäquaten Niederschhg in den verfassungsrechrlichen Bestimmungen finden. Un­
bestreitbar können diese Rechte nicbt so ausgestaltet werden, daß sie unmircelbar 
einklagbar sind (das gilt übrigens ebenso für ökologische Zielstellungen). Jedoch 

ergeben sich mindestens zwei wichtige Konsequenzen aus der verfassungsrechtli­
chen Verankerung solcher Grundrechte. Erstens wirken sie als pennanente Heraus­
forderung an den Staat, durch akti ve politische und ökonomische Einflußnahme die 
Schaffung von Arbeitsplätzen und Wohnraum zu fördern, nötigenfalls auch durch 

gesetzgeberische Schranken die Spekulation mit Wohnraum zu unterbinden bzw. 
Mieten sozial erträglich zu halten . Als »MeßI:me. binden sie staatliche Tätigkeit an 
die unabdingbaren sozialen Voraussetzungen, ohne deren Gewährleistung letztlich 
auch persönliche Freiheitsrechte subsranzlos werden. Zweitens zwingen sie zu einer 

konkreten Ausgestaltung der die Verfassung flankierenden, die sozialen Grund­
rechte stützenden Rechcspositionen in der einhchen Gesetzgebung einschließlich 
der sie auslegenden Rechtsprechung, so z. B. in Form des zivilrechclichen bzw. 
arbeitsrechtlichen Kündigungsschutzes. Ein Recht auf Wohnraum in der Verhssung 

würde als notwendiges Korrektiv der Sozialbindung des Eigentums konkrete verfas­
sungsrechtliche Gestalt geben. 
Bezogen auf die gegenwarrige Rechtssilu.1tion in der DDR werden soziale Grund­
recbte im Zivilrecht insbesondere in den mietrechclichen Bestimmungen zum Kün­
digungsschutz (§§ [2 [, J 222GB) ausgestaltet. Die im Konfliktfalle noewendige 
Abwägung von Eigeotümer- und M;eterioteressen durch die Rechtsprechung wurde 
bereits mit Gründung der DDR durch die d:lmalige Verfassung in Richtung auf dcn 
Mieterschutz becinflußt. An. 26 Abs. 2 der Verfassung der DDR vom 7. Oktober 
1949 steIIre die Aufgabe : »Jedem Bürger und seiner Familie ist eine gesunde und 
ihren Bedürfnissen entsprechende Wohnung zu sichernd. Ausgehend von diesem 
Grundsatz und der im Art. 24 verankerten Sozialpflichtigkeit des Eigentums folgte 
einc sehr restriktive Praxis hinsichrlich der Aufhebung von Mietverhältnissen auf 
Grundlage einer Mieuufhebungsklage.' j Letztlich haben die dabei in Jahrzehnten 
eotwickelten Grundsätze (Aufhebung des Mietvertrages nur durch gerichtliche 
Entscheidung, Mitwirkung der Wohnraumlenkungsorgane durch Erteilung einer 
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168 Obsiegenhcitserklärung) auch Eingang in die o. g. Regelungen des ZGB selbs( 

gefunden. Nicht zuletzt durch diese Praxis hat der soziale Wen gesicherten Woh­

nens so außerordentliche Bedeutung im Bewußtsein der Bevölkerung erlangt. 

Beachtet man, daß allein mehrere hunderuausend Bundesbürger Eigentümer von 
Miethäusern bzw. Wohngrundstücken sind (die bisher von staatlichen Treuhändern 

verwaltet werden), wird die zusatzliche Brjs~nz dieses Problems deutlich. Auf 

längere Zeit wird daher das geltende Mietrecht insofern weiterz.uführen sein, als 

auch bei schriuweiser und mir dem Einkommen abgestimmter Anhebung der 

Mietpreise auf das Koseenniveau eine staatliche Wohnraumbewirtschaftung, Mict­

preiskontrolle und der Kündigungsschutz zu gewährleisten sind.'6 

Zu den sozialen Besiezständen großer Bevölkerungskreise gehören unz.weifelhaft die 
besonderen Eigenturnsverhälmisse an bebauten Grundstücken. Mit dem ZGB (teil­

weise bereits vorher) wurde der Grundsatz der Erstreckung des Eigentumsrechls 3m 

Grundstück auf Bebauungen und Anpflanzungen durchbrochen und ein vom 

Eigentum am Grundstück getrenntes Eigentumsrecht geschaffen . Dieses besteht 

insbesondere an Eigenheimen. Wochenendhäusern und Garagen (Baulichkeiten -

vgl. §§ 288, 296 ZGB).'] Daher besteht gegenwärtig eine große Anzahl von Nut­
zungsverhähnissen an Grundstücken, auf denen Baulichkeiten errichtet wurden, die 

sich im Eigentum des Nuezers befinden. Auch in diesen Fällen ist durch das ZGB 

ein umfassender Klindigungsschutz gewährleistet, da das Nutzungsverhältnis gegen 

den Willen des NUlzers nur durch gerichtliche Entscheidung aufgehoben werden 

kann (§ )14 Abs.4 ZGB). Eine Verlinderung dieser Bestimmungen würde die 
erworbenen Rechte großer Bevölkerungskreise rangieren. 

111. Verbraucherrechte 

Aus der Orientierung auf die Regelung von persönlichen und konsumtiven Bezie­

hungen des Bürgers resultieren strukturelle, normative und sprachliche Gestaltungs­

prinzipien des ZGB, die einem auf die Verbraucherinteressen gerichteten Rege­
lungsbedarf entsprechen. 

Im ZGB wurden Regelungsprinzipicn realisiert, die dem Erfordernis einer geschlos­
senen und vereinfachten nonnativen Gescal(ung insbesondere vercragsrechdicher 

Problemstellungen entsprechen. Das trifft insbesondere auf die Gestaltung des 

allgemeinen Vertragsrechts zu, das am Modell des gegenseitigen Vertrages als des 

praktisch bedeutsamsten VenragslYps orientiert ist. Realisiert wurde ein geschlosse­

ner und übersichtlicher Komplex der vertraglichen Verantwortlichkeit, in den 

bereits unter der Geltung des BGB durch die Lehre und Rechtsprechung entwik­

kelte Prim.ipien wie die culpa in contrahendo und die Theorie der positiven 

Verrragsverletzungcn nonn3tiv integriert wurden . Vereinheitlicht wurde <luch das 

Reche des Schadenersat7..es, dessen geschlossene Regelung im s. Teil des ZGB über 

eine Verweisungsnorm (§ 93) auf die Fälle des Scludcnersarzcs aus Vcnragsverlee­

zungen anwendbar ist . Gleichzeitig umfaßt das ZGB im spe:ciellen Vertragsrecht die 

wesentlichen, für den Bürger im Rechtsverkehr relevanten Vcnragsrypen wie Kauf, 

Miete, Diensileistungen, Versicherungen, Reisevenräge usw .. . Die ZGB-Regelun-

16 Die NOlwendigkw eme, kontrollierten Verbuf, dieser Proz<:SS< c~ib, ",eh Insbesondere aus dem 
Ch".k,er der ge"nH<n Wimch.lr<rdorm. In deren Verbul eine bISher nleh, absehbore ArbellslosIgken 
o".eu&e wlrd. Der Ver/u,. on soz.aler SlcherhcII konme bel Frelgabc der M ie,en und Aufgabe d., 
l\ünd igu ll gsschuI Z"~ Di mrnSlon,·n <r,,·rcht n, die O>HI und poliu.ch mch, mehr bchcrrs<hb;u Slnd. 

'7 N ach S j de. EGZGS wurde diese Eigcnlum'rcgdung rück Wirkend ,ul gcpach,c'c Grund. lücke 
erstrec.kt. 
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gen werden wiederum untersetzt durch eine Reihe Allgemeiner Bedingungen (vgl. 

§ 46 ZGB), die ihrerseits die Besonderhei(en der jeweiligen Vertragsrypen wiederum 
ausgestalten . 
Selbst unter Berücksichtigung der Vielzahl bestehender Allgemeiner Venragsbedin­
gungen (die normativen Charakter tragen) sowie einer bereits recht umfangreichen 

Rechtsprechung zur Anwendung und Auslegung einzelner Bestimmungen des ZGB 
ergibt sich für den Adressaten ein insgesamt überschaubares System der ihn 
betreffenden Rechte und Pflichten. Im Vergleich zu der gegenwärtig durch richterli­
che Rechtsfortbildung und herrschende Lehre zum BGB bestehenden Unübersicht­
lichkeit dürfte damit in grundlegenden Fragen das Zivilrecht der DDR bürgernäher 
und bürgcrfreundlicher sein. Diese Behauptung könnte durch den direkten Ver­
gleich vielfach untersetzt werden . In der Regel stehen die am Einzelfall entwickelten 

lösungen häufig in Übereinstimmung, der Weg zur juristischen Konsequenz 
erweist sich beim BGB aufgrund der durch moderne Entwicklungen erforderlichen 
Nachbesserungen über Rechtsprechung und h. L . jedoch für den eigendichen 
Anwender als schwer vollziehbar. Beispielhaft könnte der Vergleich zwischen BGB 
und ZGB in bezug auf die Sachmängelhaftung beim Kauf genannt werden . Die nach 

gegenwärtiger Rechtslage durch Rechtsprechung, h. L. und die Anwendung von 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen ausgestalteten Rechrsfolgen der Gewährlei­
stung nach BGB entsprechen Jen Vorschriften der ZGB-Kaufrechtsgarantie 
(§§ 148-160 ZGB), ihre juristische Begründung ist jedoch aus dem normativen 
Gehalt der §§ 459 H. BGB nicht vollständig ableitbar (man denke dabei nur an den 
Mangelfolgeschaden oder den Ersatz erhöhter Aufwendungen im Zusammenhang 
mit der Geltendmachung der Gewährleistungsansprüche).'~ AllS dem Auseinander­

fallen von normativer und !a\sächlicher Rechtslage ergeben sich rn . E. ganz 2.wangs­
läulig (von sprachlichen Problemen einmal abgesehen) Schwierigkeiten für eine 

vcrbrauchcrorientierte Rechtsgestalrung. 
Nicht selten trifft man jedoch bei Gesprächspartnern aus der BRD auf Vorbehalte 
gegenüber dem Zivilrecht der DDR, wenn etwa von mangelnder Vertragsfreiheit 
gesprochen wird . Eine solche Auffassung verkennt, daß das geltende Zivilrecht der 

DDR außer im Falle des Wohnraum mietvertrages (für dessen Wirksamkeit eine 
staatliche Zuweisung erforderlich ist) vom Prinzip der Vertragsfreiheit ausgeht (vgl. 
§ 45 Abs. 2,3 ZGB); Kontrahierungszwänge bestehen lediglich für die - auch in der 
BRD so geregelte - Wahrnehmung öffentlicher Versorgungsaufgaben (Energieliefe­
rung, Personenbeförderung). Ein Unternehmer aus der BRD, der im Rahmen eines 
Joint-Venture-Umernehmens oder in eigener Niederlassung in der DDR Vcrträge 

mir Endverbrauchern schließt, würde m. E. ohne Probleme in den durch das ZGB 
gesetzten rechtlichen Rahmenbedingungen tätig sein können. Analysen, die der 
Verfasser anhand einiger in der BRD durch Handelsbetriebe verwendeten Allgemei­
nen Geschäftsbedingungen im Vergleich mit dem ZGB vorgenommen har, bestätig­
ten die grundsärzliche Verträglichkeit der Rechrsordnungen in diesem Bereich. 

Damit soll allerdings nicht gesagt sein, daß eine Öffnung der Zivilgesetzgebung dcr 
DDR gcgenüber Regelungen in der "BRD überflüssig ist. Mit Einführung marktwirt­
schafdicher Verhältnisse stellt sich auch für den Endverbraucher die Frage nach 
einem verstärkten Schutz seiner r "teressen und Rechte. M. E. wird dieses Erforder­
nis unmiuelbar in folgenden Richtungen relevant: 

a) Oie schon gegenwärtig mögliche und praktizierte Verwendung von vorgedruck­
ten Venragsbcdingungen (entspricht Allgemeinen Geschäftsbedingungen in der 

,8 Zur Probkmatik der Herl,,"ung der Ncbcn.n,pruche .us der Gew:ihrltlS,ung vgl. .,w. K. L,rcnz: 
Lehrbuc.h des Schuldrechrs, IJ. Band, Bc-sonJerer Teil, München '9S6, S. lj H. 
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17° BRD)'9 wird sich mit Sicherheit bedeutend ausweiten. Zwar setzt das ZGB - ähnlich 

wie das BGB - einige Schranken für Freizeichnungen (vgl. § 45 Abs . 4) und enthält 
eine komplexe NichLigkeitsklausel (§ 68), eine detaillierte Bestimmung zur Bewer­
tung Allgemeiner Geschäftsbedingungen existiert jedoch nicht. Die Übernahme des 
Geseczes zur Regelung des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB­
Gesetz) vorn 9. Dezember /976 würde diese Lücke schließen können. 
b) Ebenfalls Unter dem Aspekt wirksameren Verbraucherschutzes würde die gegen­

wänig in der Bundesrepublik geltende Form dc:'s Gesetzes beueffend die Abzah­
lungsgeschäfte vom 16. Mai 1984 und das Gesetz über den Widerruf von Haustürge­
schäften und ähnlichen Geschäften vom 16.Januar 1986 in der DDR in Kraft zu 
setzen sem. 

c) Der Prozeß der Rechtsangleichung sollte m. E. auch auf dem Bereich der Pro­
dukthaftpflicht vollzogen werden, u. a. würde damit ~uch eine Annäherung an den 
Rechtsvereinheitlichungsprozeß in der EG vollwgcn. Das ZGB enthält zwar in 
§ IS 6 eine Regelung über den Ersatz von Mangelfolgeschäden aus Sach.mängeln der 
~ufsache, eine adäquate Regelung, die dem Gesetz über die Haftung für fehlerhafte 

Produkte (Produkthafrungsgesetz) vom l5. Dezember 1989 entspricht, existiert 
jedoch nichl. 
Im Rahmen des ZGB verwirklichte Regelungsprinzipien könnten don Einfluß auf 
eine künftige gemeinsame Rechtsentwicklung ausüben, wo bereits vor seinem 
Inkrafttreten als notwendig erkannte Veränderungen ihren Niederschlag gefunden 
haben. Neben den Regelungen zur vertraglichen Verantwortlichkeit und der Kauf­
rechtsgarantie könnten das z . ß . Erfahrungen aus der Neugestaltung der außerver­
traglichen Verantwortlichkeit sein, so insbesondere die Vereinheitlichung der Ge­
fährdungshaftungsta[bes[ände und ihre Ergänzung um eine Generalklausel zur 

VeranrworcJichkeit (ür Quellen erhöhter Gefahr (§ 343 H. ZGB). 

I? Die In der ßIU) verwendeten AllgemeInen GeschoI,sbedingunßcn (AGB) entsprechen nleh. don n.ch 
S -16 ZGB >-ulässlgen Alisern .. n<" Bodingunsen (AB) ID der DDR. D,e AGB "nd cln«"'s vom 
Verwender vorgeschnebene Venr:\g,klauseln. die ,"SI durch die ranncn>crelnb,rung VcnragsbeS land­
teile werden (§§ I, 1 AGB-Ge,.t~). AB n3eh dem ZGB SInd d,g~cn als Rccht<\'orschriflen oder 
minIsterielle Anordnungcn alas.eoe konkrw'It'rcnd" ßeslllnmungen, die .",om,\U,ch Venrag,bestand· 
,eile werden, f.lI, ". ruch, >bdinßb~r ,,,,d und abbedungen ",erden. Si. <n,halten nIcht nur Inh~tlich~ , 
sondern auch formelle Vouchriften, die bOI Mißachlung zur Nichngkcll des Veru,g« nach § 68 ZGB 
flihron können. AB Sind als ,olche mcht durch die Gc.,<hlc übcrprüfb.r. 
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